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„Gegen Honorarkürzung psychotherapeutischer Leistungen – ambulante 
Versorgung sichern!“  

Die Kammerversammlung der Psychotherapeutenkammer Nordrhein-Westfalen (PTK 
NRW) lehnt die beschlossene Absenkung der Vergütung psychotherapeutischer Leis-
tungen entschieden ab. Die Entscheidung des Erweiterten Bewertungsausschusses, 
die Honorare zum 1. April 2026 um 4,5 % zu kürzen, ist fachlich nicht gerechtfertigt 
und gesundheitspolitisch kontraproduktiv. Sie gefährdet die ambulante Versorgung 
und begünstigt in der Folge längere Arbeitsunfähigkeitszeiten, mit negativen wirt-
schaftlichen Auswirkungen, da notwendige psychotherapeutische Behandlungen ver-
zögert oder nicht sichergestellt werden können.  
 
Die psychotherapeutische Versorgung in Deutschland ist seit Jahren durch einen stei-
genden Bedarf und erhebliche Wartezeiten gekennzeichnet. Neben anhaltenden ge-
sellschaftlichen Belastungen trägt auch die aktuell unsichere politische und weltwirt-
schaftliche Lage zu einer Zunahme von Ängsten, Verunsicherung und psychischen 
Erkrankungen in der Bevölkerung bei. Gerade in Zeiten erhöhter gesellschaftlicher Un-
sicherheit sind verlässliche Behandlungsangebote von zentraler Bedeutung.  
 
Dies betrifft ebenfalls insbesondere die Versorgung von Kindern und Jugendlichen, die 
bereits heute durch hohe Bedarfe und lange Wartezeiten belastet ist.  
 
Zugleich stellt die aktuelle Entwicklung auch für Psychotherapeut*innen selbst eine 
erhebliche Belastung dar. Vor dem Hintergrund steigender Betriebskosten und inflati-
onsbedingter Belastungen führt die Honorarkürzung zu zusätzlichem wirtschaftlichem 
Druck auf psychotherapeutische Praxen. 
 
Die Kammerversammlung weist darauf hin, dass die der Entscheidung zugrunde lie-
genden Kalkulationsmechanismen die tatsächlichen Rahmenbedingungen psychothe-
rapeutischer Tätigkeit nur unzureichend berücksichtigen. Die Kammerversammlung 
kritisiert insbesondere, dass das durch das BSG-Urteil umschriebene Mindesthonorar 
faktisch als Obergrenze interpretiert wird und steigende Betriebskosten sowie inflati-
onsbedingte Belastungen nicht angemessen berücksichtigt werden. 
 
Psychotherapeutische Leistungen werden sitzungsbezogen vergütet. Reduzierte Be-
handlungskapazitäten führen deshalb unmittelbar zu geringeren Versorgungsmöglich-
keiten. Gleichzeitig sind stabile und verlässliche Rahmenbedingungen eine zentrale 
Voraussetzung dafür, dass Psychotherapeut*innen ihre Arbeit langfristig in hoher Qua-
lität und mit der notwendigen Kontinuität ausüben können. Die Absenkung der Vergü-
tung ist vor diesem Hintergrund nicht fachlich gerechtfertigt und geeignet, die ohnehin 
angespannte Versorgungslage weiter zu verschärfen. 
 
 
 
 



Wir warnen daher ausdrücklich vor negativen Auswirkungen auf die Patient*innenver-
sorgung. Es ist zu erwarten, dass sich das Therapieangebot für gesetzlich Versicherte 
reduziert und sich Wartezeiten weiter verlängern, da psychotherapeutische Praxen 
aufgrund der weiterhin hohen Kostenlast andere Leistungsangebote außerhalb des 
GKV-Systems ausbauen werden. Zudem leidet auf diese Weise die Attraktivität des 
Berufes. 
 
Die Kammerversammlung fordert die politischen Entscheidungsträger und Kostenträ-
ger mit Nachdruck auf, die beschlossene Honorarkürzung vollständig zurückzuneh-
men und die Vergütung stattdessen an die aktuellen Anforderungen sowie den gestie-
genen Versorgungsbedarf anzupassen. Die Rahmenbedingungen müssen so gestal-
tet werden, dass eine nachhaltige, hochwertige und flächendeckende Versorgung ge-
währleistet ist und Psychotherapeut*innen ihren Beruf weiterhin engagiert ausüben 
können. 


